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Übernahme von Schmerzensgeld-
ansprüchen durch das Land
Am 9. Mai 2016 wurde der Ko-
alitionsvertrag zur Regierungs-
bildung in Baden-Württem-
berg unterzeichnet. Dort wird 
auf Seite 60 ausgeführt: „Aus 
Gründen der Fürsorge werden 
wir die Durchsetzung von titu-
lierten Schmerzensgeldan-
sprüchen der Beamtinnen und 
Beamten übernehmen.“  

Im April 2017 hatte der stellver-
tretende Ministerpräsident und 
Minister für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration, Thomas 
Strobl, in einem Gespräch mit 
der DPolG-Landesleitung versi-
chert, dass das Gesetz in der 
Umsetzung/Abstimmung sei. 
Seither haben wir dazu nichts 
mehr gehört. Wir nahmen dies 
zum Anlass für eine erneute Ver-
öffentlichung, um unserer For-
derung Nachdruck zu verleihen. 
In sechs Monaten ist Halbzeit 
der Landesregierung. Die Uhr 
tickt. Seit zwei Jahren warten die 
Polizeibeamten und -beamtin-
nen auf die im Koalitionsvertrag 
angekündigte Regelung. Die 
DPolG erreichte damals, dass das 
Thema ins Wahlprogramm und 
danach in den Koalitionsvertrag 
aufgenommen wurde. Es gehört 
einfach zur Realität, dass Polizei-
beamte/Polizeibeamtinnen im-
mer mehr zum Opfer werden. 
Und in einer Vielzahl von Fällen 
kann nicht auf eine Realisierung 
der Schmerzensgeldansprüche 

gehofft werden, da der Täter 
über keine finanziellen Mittel 
verfügt. 

Die DPolG bietet ihren Mitglie-
dern einen umfassenden Mehr-
fach-Rechtsschutz an. Dazu ge-
hört die Unterstützung und die 
juristische Vertretung in allen 
Bereichen, die unter anderem 
unmittelbar mit dem Dienst 
verbunden sind; beispielsweise 
etwa Schmerzensgeldansprü-
che. In den vergangenen Jahren 
ist aufgrund einer Respektlosig-
keit und Gewalt gegen Polizei-
beamte/Polizeibeamtinnen die 
Inanspruchnahme unseres 
Rechtsschutzes gestiegen. Allei-
ne im vergangenen Jahr 2017 ist 
die Inanspruchnahme um über 
30 Prozent angestiegen. In 2017 
hatten wir fast 1 000 Rechts-
schutzfälle, Anfragen und Bera-
tungen nicht mitgezählt. Bei cir-
ca 70 Prozent der Fälle, also 
circa 700, handelt es sich um die 
Geltendmachung von Schmer-
zensgeldansprüchen. „Beleidigt, 
bespuckt, geschlagen“, die Liste 
der Taten, bei denen Polizeibe-
amte/Polizeibeamtinnen Opfer 
werden, ist groß. Was wir in den 
Rechtsschutzanträgen unserer 
Mitglieder lesen, erzeugt Ekel 
und lässt einem Schauer über 
den Rücken laufen. Neben eige-
nen Rechtsanwälten unseres 
Dachverbandes im dbb Dienst-
leistungszentrum in Mann-
heim, die mit großem Erfolg 
unsere Kolleg(inn)en betreuen, 
sowie unserer DPolG-Rechts-
schutzabteilung in Stuttgart, 
die von unserer Justiziarin und 
Geschäftsführerin Sarah Lei-
nert geleitet wird, wenden wir 
für unsere mehr als 17 000 Mit-
glieder darüber hinaus circa 
350 000 Euro für die Rechts-
schutzabsicherung auf.

Die Geltendmachung von 
Schmerzensgeldzahlungen ist 

nicht einfach. In der Regel er-
folgt für die Straftat eine Ver-
urteilung der Täter, was sich 
enorm verbessert hat. Wer Po-
lizeibeamte/Polizeibeamtinnen 
angreift, schlägt, verletzt, be-
spuckt und beleidigt, muss da-
für bestraft werden.

Leider verzeichnen wir eine 
höchstrichterliche Rechtspre-
chung, die davon ausgeht, dass 
in vielen Fällen nicht der Polizei-
beamte selbst beleidigt wurde, 
sondern die gesamte Polizei 
(zum Beispiel All Cops Are Bas-
tards). Der beleidigte Polizeibe-
amte muss dann genau darle-
gen, dass er selbst und direkt 
beleidigt wurde. Hinzu kommt 
die Rechtsauffassung, dass Poli-
zeibeamte schon einiges ertra-
gen müssen – das eine oder 
andere einfach zum Beruf dazu-
gehört. Infolgedessen gibt es 
unter anderem eine sogenannte 
Bagatellgrenze, die in der Regel 
bei 300 Euro liegt. Trotz fortlau-
fend neuer Versuche belegen 
aktuelle Urteile anhaltend, dass 
vor Gericht wenige Erfolgsaus-
sichten bestehen, einen Schmer-
zensgeldanspruch zu erstreiten.

In anderen Bundesländern, in 
denen eine sogenannte „Erfül-
lungsübernahme“ von Schmer-
zensgeldansprüchen gesetzlich 
geregelt wurde, wurde darüber 
hinaus eine Bagatellgrenze ein-
gezogen. In Bayern beträgt die-
se 500 Euro und in Rheinland-
Pfalz, dem letzten Land, das 
eine solche Regelung einge-
führt hat, liegt sie bei 250 Euro. 
In allen Fällen ist das mit einem 
sogenannten „titulierten An-
spruch“ verbunden. Vorausset-
zung ist die gerichtliche Fest-
stellung des Anspruchs. Und 
gerade trotz strafrechtlicher 
Verurteilung, wird dieser titu-
lierte Anspruch für ein Schmer-
zensgeld, eben wegen der dor-

tigen 
Bagatell-
grenze, im zivilrechtlichen Ver-
fahren nicht erfolgen. 

Bei unserem Nachbarverband, 
der DPolG Bayern, führt dies 
dazu, dass immer mehr Kolle
g(inn)en den Klageweg bestrei-
ten, um einen Titel zu erwirken, 
damit das Land die Forderungen 
übernimmt. Dies verursacht er-
neut Kosten bei der DPolG, 
bleibt aber ebenfalls erfolglos.

Was wir also brauchen ist eine 
Regelung, die sich an der Praxis 
orientiert und die genau diesen 
Umstand berücksichtigt. Es 
muss eine Regelung geben, die 
sich nicht an irgendwelchen ge-
richtlichen Zusprüchen von 
Schmerzensgeld orientiert, die 
es aufgrund der Bagatellgren-
zen gar nicht geben wird. Wir 
brauchen gesetzliche Regelun-
gen, die am Ende auch dazu 
führen, dass die Polizeibeam-
ten/Polizeibeamtinnen, die Op-
fer einer Beleidigung und Ver-
letzung wurden, auch dann 
eine Entschädigung bekommen 
können, wenn der Täter nicht 
bezahlen kann. Bagatellgren-
zen darf es keine geben. Auch 
kleine Tropfen füllen ein Glas. 
Wer immer wieder Gewalt, Res-
pektlosigkeit und Beleidigun-
gen, auch in dezenter Dosis er-
fahren muss, wird davon krank. 
Er wird künftig sein eigenes 
Verhalten verändern. So neh-
men wir in Kauf, dass die Pro-
fessionalität der Polizeiarbeit 
darunter leidet. Wir müssen die 
Polizeibeamten/Polizeibeam-
tinnen als das betrachten, was 
sie in solchen Fällen sind – 
Opfer einer Straftat.�
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Hauptpersonalrat der Polizei (HPR Pol) vor Ort

Mit Jahresbeginn 2018 hat der 
Vorsitzende des Hauptpersonal-
rats, zugleich Landesvorsitzen-
de der DPolG, Ralf Kusterer, 
auch zu Sitzungen außerhalb 
des Innenministeriums eingela-
den. Eine Form der Sitzungsfüh-
rung, die nicht nur bei den Per-
sonalräten selbst, sondern auch 
bei den Dienststellen auf positi-
ve Resonanz gestoßen ist. Eine 
Form, die folgerichtig auch wei-
terhin durchgeführt wird. Kus-
terer dazu: „Mir ist der enge 
Kontakt zu den Dienststellen, 
den Beschäftigten, aber auch 
zur Polizeiführung wichtig. Wir 
sind für alle dienststellenüber-
greifenden Regelungen zustän-
dig, weshalb es wichtig ist vor 
Ort zu sein, dort wo der Schuh 
drückt. Mir ist es ferner wichtig, 
im O-Ton die Planungen mit lan-
desweiter Bedeutung zu erfah-
ren. Und wenn ich ,mir‘ sage, 
dann meine ich damit in erster 
Linie alle DPolG-Personalräte.“

Am 10. Januar 2018 fand die 
HPR-Sitzung an der Hochschule 

für Polizei (HfPol) am Standort 
Biberach statt. Hier informier-
te uns der Vizepräsident der 
HfPol, Jürgen Hirschle, über die 
„Einstellungsoffensive 3“. Vor 
dem Hintergrund der aktuellen 
Diskussionen um Standorte 
und der Frage über die Realisie-
rung der Einstellungen sowie 
die Gewährleistung der Ausbil-
dung, erreichten uns Informa-
tionen, die teilweise so bisher 
nicht transportiert wurden. 

Anschließend informierte der 
Gesamtprojektleiter Polizei-

struktur 2020, Ekkehard Falk, 
über den aktuellen Sachstand 
und Entwicklungen im Projekt. 
Einige waren sicher überrascht, 
in welcher Offenheit und Klar-
heit die Personalratsmitglieder 
informiert wurden. Klar, die 
Hauptpersonalratsmitglieder 
unterliegen einer gesetzlichen 
Verschwiegenheitsverpflich-
tung. Aber nicht immer öffnen 
sich die Info-Türen so weit – 
Chapeau.  

Am Aschermittwoch führte 
uns der Weg nicht zum He-

ringsessen, oder wie bei manch 
anderen zum politischen 
Aschermittwoch, sondern nach 
Freiburg. Hier begrüßte, in Ver-
tretung des Polizeipräsidenten, 
Leitender PD Fingerlin die Mit-
glieder des HPR. 

Am 14. März 2018 tagte der 
HPR im Präsidium Technik, 
Logistik, Service. Dabei stellte 
Sylvia Kopp, vom Sachbereich 
Öffentlichkeitsarbeit, gleich 
einmal unter Beweis, was man 
dort unter Service versteht – 
an dieser Stelle ein herzliches 
Dankeschön. Für die umfang-
reichen Informationen aus 
dem Präsidium mit dem größ-
ten Haushaltsvolumen, aber 
auch dem Präsidium mit den 
größten Erwartungshaltungen 
der Kolleginnen und Kollegen 
an der polizeilichen Basis, sorg-
te der Präsident Udo Vogel 
selbst. Wünsche, Träume, Vor-
stellungen, als auch Hindernis-
se spickten den Vortrag mit 
vielen Fakten und gaben sicher 
Anlass zum Staunen.�  

<< HPR-Vorsitzender Ralf Kusterer, Vizepräsident HfPol Jürgen Hirschle, Ingo 
Tecquert, HPR-Vorstand (von links)

<< Gesamtprojektleiter Ekkehard Falk und Vorstandsmitglied Ingo Tecquert 
(von links)

<< HPR-Vorsitzender Ralf Kusterer, Leitender PD Fingerlin und stellvertre-
tender HPR-Vorsitzender Jürgen Vogler (von links)

<< Jürgen Weber (HfPol Lahr), stellvertretender HPR-Vorsitzender Jürgen Vogler, Polizeipräsident Udo Vogel, HPR-Vorsitzender Ralf Kusterer, Egon Manz 
(Mannheim) und Eberhard Wetzel (Offenburg) (von links)
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JUNGE POLIZEI –  
Landesjugendausschuss tagt in Stuttgart
Das höchste Gremium der JUNGEN POLIZEI ist der 
Landesjugendausschuss. Dieser Landesjugendaus-
schuss tagt mindestens zweimal jährlich. Ihm ge-
hören als Delegierte die Vorsitzenden der JUNGEN 
POLIZEI aus den Bezirksverbänden und die Mit-
glieder der Landesjugendleitung an.

Am Vortag traf sich die Landes-
jugendleitung zur Vorbereitung 
der anstehenden Blaulichtpar-
ty. Diese findet erstmalig am 
18. April 2018 im „Berry’s“ in 
Konstanz statt und wird mit Si-
cherheit eine tolle Gelegenheit 
sein, mit Kolleginnen und Kolle-
gen zu feiern. Auch für die jähr-
liche Blaulichtparty in Stuttgart 
wurde in die Vorbereitungen 
eingestiegen. Der Termin hierzu 
wird in Kürze bekannt gegeben.

Bei der auf der DPolG-Landes-
geschäftsstelle stattfindenden 
Sitzung des Landesjugendaus-
schusses standen die Berichte 
der Landesjugendleitung und 
die Berichte aus den verschie-
denen Bezirks- und Präsidial-
verbänden im Mittelpunkt. Der 
gegenseitige Informationsaus-
tausch ist unverzichtbar. Einige 
Probleme, beispielsweise im 
Bereich der verkürzten Probe-
zeit oder im Zusammenhang 
mit dem Beurteilungsverfah-
ren, wurden erkannt und wer-
den durch die DPolG an die 

politischen Vertreter herange-
tragen. Der Bericht des DPolG-
Landesvorsitzenden Ralf Kus-
terer lieferte allen einen inter-

essanten Einblick in die aktuel-
len politischen Themen. So 
konnte durch ihn brandaktuell 
mitgeteilt werden, dass auf 
Anregung der DPolG die Wie-
derholungsbeschränkung beim 
Aufstiegstest aufgehoben wur-
de.

Nebenbei konnten im Rahmen 
des Landesjugendausschusses 
durch die JUNGE POLIZEI circa 
1,2 Tonnen Getränkepulver zur 

Herstellung isotonischer Ge-
tränke an die Stuttgarter Tafel 
gespendet werden. Diese wur-
den durch die Delegierten hän-
disch verladen, was der Sitzung 
eine sportliche Pause bescher-
te.

Beide Sitzungen lieferten zahl-
reiche neue Erkenntnisse und 
brachten die Projekte der JUN-
GEN POLIZEI für das Jahr 2018 
einen großen Schritt voran.�

<< Landesjugendausschuss der JUNGEN POLIZEI
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<< Zukünftige Gewerkschaftsmanager im Gespräch mit dbb Bundesleitungsmitgliedern

Alumni-Veranstaltung in der dbb akademie 
Am Rande einer Alumni-Veranstaltung in Königswinter konnten unsere Teilnehmer im Zertifizierungskurs  
Gewerkschaftsmanagement interessante Gespräche mit Volker Geyer, stellvertretender Bundesvorsitzender 
und Fachvorstand Tarifpolitik (Mitte), sowie dem Bundesvorsitzenden und Stellvertreter des dbb Bundesvor-
sitzenden Claus Weselsky führen. 

<< Unsere angehenden Gewerkschaftsmanager: Sarah Leinert (Dritte von links), Edmund Schuler (Vierter von 
links), Oliver Auras (Erster von rechts)
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Jürgen Vogler in den dienstlichen  
Ruhestand verabschiedet
Ein Leben für die Polizei und für die Polizeibeschäftigten

Kolleginnen und Kollegen aus 
ganz Baden-Württemberg wür-
digten ein Arbeitsleben im 
Dienst der Polizei und der Poli-
zeibeschäftigten, als sie Ende 
März den stellvertretenden Vor-
sitzenden des Hauptpersonal-
rats der Polizei beim Ministeri-
um für Inneres, Migration und 
Digitalisierung Baden-Würt-
temberg in den dienstlichen Ru-
hestand verabschiedeten. Aus 
dem ganzen Land waren sie an-
gereist. Kolleg(inn)en von ehe-
maligen Wirkungsstätten, Füh-
rungskräfte, Vertreter der 
Polizeigewerkschaft und der 
Personalräte aus Tuttlingen und 
dem Innenministerium zeugten 
von Jürgen Voglers bewegtem 
Leben im Dienst der Polizei und 
dokumentierten damit ihre 

Wertschätzung und den Res-
pekt für den Menschen Jürgen 
Vogler. 

Die Verabschiedung fand in 
Villingen-Schwenningen statt. 
Hier wohnt Jürgen Vogler und 
hat seinen „eigentlichen“ 
Dienstort. Dass er sich auf den 
verschiedensten Ebenen für die 
Belange der Polizei stark ge-
macht, seinen Beruf voller 
Leidenschaft ausgeübt und im-
mer wieder Initiativen ange-
stoßen hat, spiegelte sich in 
der Feierstunde im Gemeinde-
zentrum der katholischen 
Pfarrgemeinde Heilig Kreuz in 
Villingen wider. 

Nach 46 Jahren und sieben 
Monaten beendete Jürgen 

Vogler seine Laufbahn, stellte 
Thomas Barth, Leiter des Poli-
zeireviers in Villingen, fest. In 
seiner Begrüßung ließ er den 
Werdegang Voglers, von den 
ersten Schritten bei der Bereit-
schaftspolizei in Göppingen im 
Jahr 1971, bis zu der letzten 
Position beim Innenministeri-
um in Stuttgart, Revue passie-
ren.

Details aus der beruflichen 
Laufbahn und manche Ge-
schichte zum Schmunzeln ver-
riet Polizeidirektor Ralf Thimm, 
Leiter der Direktion Polizeire-
viere beim Präsidium in Tuttlin-
gen. Er zauberte gar die aus 
wenigen handschriftlichen Sät-
zen bestehende Bewerbung 
aus der Tasche, mit der sich der 
junge Mann aus Zimmern ob 
Rottweil, einst für die Bereit-
schaftspolizei beworben hatte. 
1974 kam Vogler zum Polizeire-
vier nach Villingen, wechselte 
1980 als stellvertretender 
Dienstgruppenführer ins 
Schwenninger Revier und fand 
1988 eine neue Aufgabe beim 
Wirtschaftskontrolldienst.

Bereits 1985 hatte Vogler be-
gonnen, sich im Personalrat der 
Sorgen und Nöte seiner Kolle-

gen anzunehmen, zunächst bei 
der Polizeidirektion Villingen-
Schwenningen. 1993 übernahm 
er den Vorsitz, ab 2001 vertrat 
er als freigestellter Personalrat 
die Mitarbeiter auf Bezirksebe-
ne beim Regierungspräsidium 
Freiburg und war seit 2005 an 
der Spitze des Gremiums. Nach 
der Polizeireform führte er bis 
2015 den Personalrat beim Poli-
zeipräsidium Tuttlingen an. Seit 
2014 bis jetzt war er als stell-
vertretender Vorsitzender im 
Hauptpersonalrat der Polizei im 
Innenministerium aktiv und zu-
ständig für 34 000 Kollegen im 
Land. Er habe viele gute Initiati-
ven ergriffen, zum Wohle der 
Mitarbeiter und der Dienststel-
len gehandelt, dabei immer die 
Realität im Blick gehabt, erklär-
te Thimm. Dies mache einmali-
ge Menschen aus. „Wir verlie-
ren nicht nur Know-how und 
viel Wissen, sondern auch einen 
feinen Kerl.“

Auf Voglers Leistungen im 
Hauptpersonalrat wie in der 
Deutschen Polizeigewerkschaft 
von der Bezirks- bis zur Bundes-
ebene ging Ralf Kusterer, Vor-
sitzender des Hauptpersonal-
rats der Polizei und der DPolG 
Baden-Württemberg, ein. Er 
habe sich bei seinen Gesprächs-
partnern Respekt und Anerken-
nung erworben, sich akribisch 
in Themen eingearbeitet. 
„Auch das Innenministerium 
hat sich deiner Rechtsauffas-
sung angeschlossen“, schilderte 
Kusterer die Wertschätzung, 
die Vogler genoss. Zudem habe 
er für die Gewerkschaft nicht 
nur Personalräte der Polizei, 
sondern Personalräte aus vie-
len Verwaltungsbereichen fort-
gebildet. Gesellschaftlichen 
Einsatz zeige er auch in der Kir-
chengemeinde Heilig Kreuz in 
Villingen, sowie als ehrenamtli-
cher Richter am Verwaltungs-
gericht in Freiburg.

„Kompetent, sympathisch, em-
phatisch“, so fasste Michael 
Oehler, Personalratsvorsitzen-
der des Polizeipräsidiums Tutt-

<< Ralf Kusterer, Landesvorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft, Polizeidirektor Ralf Thimm, Leiter der Di-
rektion Polizeireviere beim Polizeipräsidium in Tuttlingen, der angehende Ruheständler Jürgen Vogler und seine 
Frau Monika Vogler, Thomas Barth, Leiter des Polizeireviers in Villingen, und Michael Oehler, Personalratsvorsit-
zender des Polizeipräsidiums Tuttlingen 
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<< Mit stehenden Ovationen würdigten die Gäste Jürgen Vogler bei seiner 
Verabschiedung.
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lingen, Voglers Charakter zu-
sammen. Das Wort Feierabend 
kenne er nicht, wenn ein Kolle-
ge in Not gewesen sei, habe er 
rund um die Uhr anrufen kön-
nen. „Wenn’s brennt, bin ich 
gerne da“, versprach denn auch 
Vogler zum Abschied – und 
nahm die Gäste mit auf eine 
Reise durch sein Berufsleben. 
Neben schönen Erinnerungen 
an den Zusammenhalt im 

Schichtdienst, oder die bis heu-
te bestehende Kartenspielrun-
de, sprach Vogler auch weniger 
schöne Erlebnisse an.

Anfang der 90er-Jahre hätten 
unterbesetzte Dienststellen und 
mangelnder Nachwuchs ihm so 
zu schaffen gemacht, dass er 
mit einigen Mitstreitern die AG 
Schutzpolizei ins Leben rief, die 
1992 einige Unruhe in Erwin 

Teufels Wahlkampf gebracht 
habe. „Es war eine schöne Zeit“, 
zog er sein Resümee, auch das 
Amt als Personalvertreter habe 
er mit Freude ausgeübt. Er ver-
sprach, der Gewerkschaft noch 
erhalten zu bleiben. Und das 
natürlich aktiv, so wie man Jür-
gen Vogler kennt.

Mit stehenden Ovationen wür-
digten ihn seine Wegbegleiter. 

Auch seiner Frau Monika galt 
der Dank aller Redner. Sie sei 
ihm in all den Zeiten, in denen 
die Polizei und die Gewerk-
schaft das Familienleben 
geprägt hätten, zur Seite ge-
standen. Alle gemeinsam 
wünschten den beiden schöne 
Augenblicke, auch mit den Kin-
dern samt Enkeln und alle hat-
ten passende Geschenke für 
die Freizeit im Gepäck.�

Einkommensrunde im Bund und Kommunen 2018 
– DPolG zeigt Flagge in Freiburg
Nach der ergebnislosen zwei-
ten Verhandlungsrunde der Ta-
rifverhandlungen für den öf-
fentlichen Dienst von Bund 
und Kommunen haben die Be-
schäftigten ihre Empörung 
über die Verweigerungshal-
tung der Arbeitgeberseite auch 
in Baden-Württemberg deut-
lich gemacht. In Freiburg ver-
sammelten sich am 22. März 
2018 rund 500 Beschäftigte zu 
einer zentralen Kundgebung.

„Es wäre so einfach, wenn die 
Arbeitgeber bei den Verhand-
lungen in Potsdam nicht aus 
allem und jedem ein Problem 
machen würden, sondern einen 
Abschluss anstreben, den sich 
die Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes mit ihrem tägli-
chen Einsatz für das Gemein-
wesen ehrlich verdient haben“, 

sagte der stellvertretende dbb 
Bundesvorsitzende und Fach-
vorstand Tarifpolitik, Volker 
Geyer, unter dem Applaus der 
Demonstrantinnen und De-
monstranten auf dem Platz vor 
der Alten Synagoge. „Ihr sorgt 
rund um die Uhr dafür, dass 
Deutschland funktioniert. Da-
für steht euch eine Teilhabe am 
Wirtschaftswachstum zu“, so 
Geyer weiter. „Niemand kann 
leugnen, dass die Steuereinnah-
men derzeit ungeahnte Höhen 
erreichen: Deshalb ist es keine 
Anmaßung, sechs Prozent mehr 
Lohn zu fordern. Der öffentliche 
Dienst, wie ihn die Bürgerinnen 
und Bürger schätzen und wie 
ihn ein starker Wirtschafts-
standort Deutschland braucht, 
ist keine Selbstverständlichkeit. 
Wer ihn nicht pflegt, trägt die 
Verantwortung für seinen Ver-

fall: Einen erstklassigen öffent-
lichen Dienst bekommt man 
eben nicht mit zweitklassigen 
Gehältern.“

Auch wenn es bei den aktuellen 
Tarifverhandlungen hier um 
den Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst von Bund und 
Kommunen (TVöD) geht und 
zumindest die Beamten und 
Tarifbeschäftigten des Landes 
nicht unmittelbar davon betrof-
fen sind, ist es dem DPolG-Lan-
destarifbeauftragten und Mit-
glied der Verhandlungsgruppe 
in Potsdam, Edmund Schuler, 
wichtig, dass man Flagge zeigt. 
Edmund Schuler in Freiburg: 
„Gemeinsam mit Ralf Kusterer, 
unserem Landesvorsitzenden, 
meinem Stellvertreter Martin 
Schuler und seinen Kolleginnen 
und Kollegen vom Polizeipräsi-

dium Freiburg zeigen wir hier 
Flagge. Von der schlechten Be-
zahlung sind wir überall betrof-
fen. Wir müssen für deutliche 
Verbesserungen zusammenste-
hen und kämpfen.“ 

Von den aktuellen Tarifver-
handlungen sind etwa 2,6 Mil-
lionen Beschäftigte betroffen: 
2,3 Millionen Arbeitnehmer, 
sowie 344 000 Bundesbeamte 
und Anwärter, auf die der Tarif-
abschluss übertragen werden 
soll. Die wirkungsgleiche Über-
tragung betrifft hier nur die 
Bundesbeamten, da die Kom-
munalbeamten nach den je-
weiligen Landesgesetzen be-
soldet werden. Die nächste 
Verhandlungsrunde zwischen 
Gewerkschaften und Arbeitge-
bern ist am 15./16. April 2018 
in Potsdam.�

<< Claudia Schuler (Freiburg), Landestarifbeauftragter Edmund Schuler, dbb Vize Volker Geyer, 
BBW-Vertreter Jörg Feuerbacher, DPolG-Landesvorsitzender Ralf Kusterer (von links)
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Jahreshauptversammlung –  
Kreisverband HfPol Biberach 
Kreisverband erhöht Mitglieder auf über 800; aktive KV-Arbeit zahlt sich aus
Zur Jahreshauptversammlung 
der Deutschen Polizeigewerk-
schaft (DPolG) konnte Kreisvor-
sitzender Berthold Kibler die ein-
geladenen Mitglieder begrüßen. 
Aus Stuttgart war der DPolG-

Landesvorsitzende Ralf Kusterer 
mit Geschäftsführerin und Justi-
ziarin Sarah Leinert angereist. 

In seinem Rechenschaftsbericht 
konnte Berthold Kibler ein äu-

ßerst positives Bild zeichen. Am 
1. April 2008, also vor fast ge-
nau zehn Jahren, hatte der den 
Vorsitz übernommen. Damals 
hatte der Kreisverband rund 
250 Mitglieder. Heute, gut zehn 

Jahre später haben wir die 
800er-Marke überschritten. 
„Eine Zahl, die noch vor weni-
gen Jahren undenkbar schien 
und die aus seiner Sicht ein-
drucksvoll belegt, wie sich nicht 

KV Lahr im Gespräch mit Frau Marion Gentges, 
CDU-Landtagsabgeordnete 
Am Freitag, dem 23. März 2018, trafen sich die 
CDU-Landtagsabgeordnete des Wahlkreises Lahr, 
Marion Gentges, und die Vorstandschaft des 
Kreisverbandes Lahr der DPolG zu einem inten
siven Austausch über die aktuelle Situation.

Der KV-Vorsitzende Manfred 
Wernert begrüßte die Abge-
ordnete und bedankte sich für 
ihre Bereitschaft, sich der Sor-
gen und Nöte der Polizeikolle-
gen vor Ort anzunehmen. Das 
Mitglied des Hauptpersonalra-
tes der Polizei beim Innenmi-
nisterium und zugleich Kreis-
geschäftsführer Jürgen Weber 
sprach die einzelnen Problem-
punkte an: Unterbringung zu 
dritt in Zweibettzimmern, feh-
lendes WLAN auf dem gesam-
ten Gelände, marode Gebäude 
und dadurch immer wieder 
Ausfall von Duschen und Toi-
letten, riesige Schlangen vor 
der Essensausgabe, damit ein-
hergehend die enorme Belas-
tung für das Küchenpersonal 
bei der Ausgabe und Geschirr-
rückgabe, sowie die Situation 
im Bereich Pforte und Areal-
überwachung.

Frau Gentges kannte die Pro
bleme bereits aus früheren Ge-
sprächen. Sie konnte direkt von 
Innenminister Thomas Strobl 
die nochmalige Zusage mit-

bringen, dass Geld für WLAN 
bereitgestellt ist, sie wundere 
sich nur, dass immer noch 
nichts geschehen ist. Bei der 
Arealüberwachung würde nur 
noch die neue Datenschutz-
richtlinie für Videoüberwa-
chung  abgewartet, dann sol-
len hier auch Maßnahmen 
anlaufen. Auch brachte sie die 
Zusicherung mit, dass die zu-
sätzlichen Betten wieder aus 
den Zimmern entfernt würden, 
hier seien verschiedene entlas-
tende Maßnahmen wie auch 
neue Standorte in Herrenberg 
und Wertheim am Start. 

Jürgen Weber sprach auch die 
Thematik Dienstpostenbewer-
tung und daraus resultierend 
die Einordnung der Fachlehrer 
bei der Hochschule für Polizei, 
Institutsbereich Ausbildung, 
an. Viele haben Angst, mit ih-
rem abgeschlossenen Studium 
nicht weiter als A 11 zu kom-
men. Auch wenn das Innenmi-
nisterium ihm gegenüber versi-
cherte, dass jeder nach A 13 
kommen könne. Weber erneu-

erte die Forderung der DPolG, 
dass das Land zusätzliche Be-
förderungsmöglichkeiten 
schaffen müsse und ein besse-
rer Schlüssel für die Hochschu-
le gelten müsse.

Die überaus langen Beförde-
rungswartezeiten wurden von 
den beiden stellvertretenden 
Vorsitzenden Rolf Metzger 
und Manfred Schäfer themati-
siert. MdL Gentges sagte zu, 
diese Themen in Stuttgart zu 
erörtern. Sie gab noch einen 
Überblick über das weitere 
Umfeld im öffentlichen 
Dienst. So hat man erkannt, 
dass man attraktive Angebote 
machen muss,  sonst wird 

man auf immer mehr offenen 
Stellen sitzen bleiben. Hier 
tagt in Stuttgart eine Arbeits-
gruppe, der sie ebenfalls ange-
hört. Jürgen Weber hatte zu-
vor die Besoldungs- und 
Laufbahnordnung Polizei an-
gesprochen, mit dieser könnte 
man einiges an Problemen 
schnell erledigen.

Zum Schluss sagte Marion 
Gentges gerne zu, den Ge-
sprächsfaden nicht abreißen zu 
lassen. Gemeinsam hätte man 
schon einiges erreicht. Man 
will sich zeitnah wieder zum 
Gedankenaustausch treffen 
– auch um zu sehen, was aus 
den Initiativen wurde.�

<< Manfred Schäfer, Rolf Metzger, Marion Gentges, Jürgen Weber und  
Manfred Wernert (von links)
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nur die gewerkschaftlichen Ge-
wichte in den letzten Jahren 
hier in Biberach verändert ha-
ben“, so Kibler. „Eine professio-
nelle Neumitgliederwerbung, 
gepaart mit einer engagierten 
Mitgliederbetreuung sind wohl, 
zusammen mit einer auf 
Landesebene erfolgreichen Ge-
werkschaftspolitik, die Haupt-
garanten für diesen überragen-
den Aufschwung, den die DPolG 
im Land, aber auch deutlicher 
hier in Biberach, in den letzten 
Jahren verzeichnen konnte.“ 

Berthold Kibler machte deutlich, 
dass das wie immer Teamarbeit 
sei. Zu großem Dank sei er allen 
Vorstandsmitgliedern des Kreis-
verbandes verpflichtet. Sie ha-
ben ihm stets freie Hand gelas-
sen und unterstützt, wenn er sie 
um Hilfe gebeten habe. Einen 
Namen wollte er bei dieser Gele-
genheit besonders hervorheben, 
auch wenn er krankheitshalber 
verhindert war: „Kollege Chris-
toph Binder“. Ohne ihn und sei-
ne Mitarbeit wäre dieser Erfolg 
bei der Mitgliederwerbung und 
Mitgliederbetreuung sicherlich 
nicht zustande gekommen. Er 
habe ihn in den letzten Jahren 
immer, wenn es ihm zeitlich 
auch möglich war, bei der Vor-
stellung der DPolG in den neu 
eingestellten Klassen unter-
stützt und tatkräftig bei der 
Mitgliederwerbung mitgehol-
fen. Vor allem durch die Grün-
dung der JUNGEN POLIZEI, deren 
Leitung er übernommen hatte, 
ist dabei herauszustellen. 

Kibler konnte gleich eine ganze 
Reihe von Aktionen und Veran-
staltungen vorstellen, welche 
im Berichtszeitraum durchge-
führt wurden. So beispielswei-
se das beliebte Disco Bowling, 
das Grillfest oder der Besuch 
von Fußballländerspielen 
Deutschlands. Dass man eine 
gesunde finanzielle Lage habe 
(leicht untertrieben – denn 
auch hier gibt es einen Rekord-
stand), zeigt der sorgsame und 
verantwortungsvolle Umgang 
mit den Finanzen.   

Besorgt ging Kibler auf die ge-
werkschafts- und berufspoliti-
schen Themen ein. „Was wir 
stimmungsmäßig in den letzten 
Monaten von unseren Beschäf-
tigten zu hören bekommen, das 
erfüllt einen schon mit großer 
Sorge. Es wird zunehmend über 
die hohe Arbeitsbelastung ge-
klagt. Man sieht kein Licht am 
Ende des Tunnels. Die Einstel-
lungsoffensive fordert viele Pro-
jektgruppen. Die Dienstposten-
bewertung nimmt vielen die 
Perspektiven. Die vergangenen 
Jahre waren von der Polizeire-
form mit starken Auswirkungen 
auf die ehemalige Bereitschafts-
polizei geprägt. Das sogenannte 
„Ein-Träger-Modell der Bildungs-
einrichtung“ mit seinen vielge-
priesenen Vorteilen ist bis heute 
noch nicht richtig zu einem 
rundum funktionierenden Ge-
bilde zusammengewachsen.“

Der Landesvorsitzende Ralf 
Kusterer informierte über aktu-

elle Entwicklungen. Lobenswert 
stellte er auch das Engagement 
der Biberacher bei der Mitglie-
dergewinnung heraus. In sei-
nem Vortrag streifte er ver-
schiedene Gewerkschaftsfelder. 
Erst vor wenigen Wochen habe 
er mit seiner Verlautbarung 
zum Bildungsnotstand in der 
Polizei die Politik aufgerüttelt. 
Aktuell stünde der Minister we-
gen einer falschen Pressemit-
teilung in der Kritik, die Frage 
der Zielmarke von 900 zusätzli-
chen Polizeibeamten und 600 
Tarif-/Verwaltungsbeschäftig-
ten findet sich in der Politik und 
in der Öffentlichkeit wieder. Er 
bedauere, dass zunächst immer 
erst einmal politische Abwehr- 
und Beschwichtigungsreaktio-
nen kommen und man sich 
nicht wirklich intensiv der Ana-
lyse widme. Ralf Kusterer: „Wir 
sind nicht dazu da, irgendwel-
che Politiker und Parteien zu 
loben. Das tun wir, wenn sie es 
verdient haben. Wenn wir nicht 
die Probleme der Polizei öffent-
lich machen, passiert nichts. 
Leider kann man das von der 
Polizeiführung nicht erwarten. 
Einige sind im ständigen Spagat 
zwischen Amtseid und politi-
schem Loyalitätsgedanken. Ich 
würde mich freuen, wenn man 
nicht nur hinter vorgehaltener 
Hand, sondern auch mal öffent-
lich Kritik äußern würde. Natür-
lich übernehme ich das gerne. 
Denn alles was ich sage, ist be-
legbar und ist zu großen Teilen 
auch die Meinung von Füh-
rungskräften – aber auf jeden 
Fall die Meinung der DPolG und 
der Beschäftigten.“  Abschlie-
ßend erneuerte er seine Forde-
rungen zu einer Bewertung von 
Dienstposten. „Wir brauchen 
mehr Beförderungsmöglichkei-
ten“, so Kusterer. „Im Grunde 
nach muss jeder theoretisch die 
Chance haben, auch tatsächlich 
in die höchsten Beförderungs-
ämter zu kommen.“

Bei den Verbandsformalien war 
man schnell durch. So mancher 
Verband schaut neidisch auf die 
gute und ordentliche Kassenfüh-

rung. Es wurde nicht nur der 
Schatzmeister Roland Hini, son-
dern der gesamte Kreisvorstand 
einstimmig entlastet. Bei den 
Wahlen gab es kaum Änderun-
gen. Vorsitzender bleibt Berthold 
Kibler, seine zwei Stellvertreter 
sind Wolfgang Gaupp und Dr. 
Georg Laub. Die Geschäftsfüh-
rung übernimmt Christoph Bin-
der. Aufgrund der Zunahme der 
Arbeit in der Geschäftsführung 
wurde Tanja Hagel zur stellver-
tretenden Geschäftsführerin ge-
wählt. Neuer Schatzmeister für 
den altersbedingt ausscheiden-
den Roland Hini wurde Manfred 
Prets. Zu Kassenprüfern wurde 
Engelbert Daferner und Riccardo 
Schorpp gewählt. Zum Tarifbe-
auftragten wurde Jens Schiller, 
zur Frauenbeauftragten Tanja 
Hagel und zum Seniorenbeauf-
tragten Roland Hini gewählt. Zu 
Beisitzern wurden gewählt: Mar-
kus Kosok und Alexander Friz.

Bei den anschließenden Ehrun-
gen wurden für 40 Jahre Mit-
gliedschaft Dr. Georg Laub, 
Manfred Prets, Karl Baur, Rein-
hold Bolay, Walter Boscher, 
Martin Götz und Dieter Hart-
mann und für 25 Jahre Mitglied-
schaft Michael Eck, Edwin Funk, 
Tanja Hagel, Markus Kosok, Mi-
chael MacLean  und Michael 
Wilbold – einige in Abwesenheit 
– geehrt. Ein besonderes Danke-
schön wurde an Roland Hini 
ausgesprochen, der seit 1991, 
also über 27 Jahre, die Kasse des 
Kreisverbandes führte und da-
für sorgte, dass stets alles rich-
tig bei den Finanzen lief.

Für die Teilnehmer(innen) war 
es eine interessante Veranstal-
tung mit der Möglichkeit, sich 
direkt auszutauschen, Fragen 
zu stellen und einen schönen 
Abend zu verbringen. Nicht nur 
der Vorsitzende Berthold Kibler 
bedankte sich bei den Mitglie-
dern, sondern auch Ralf Kuste-
rer sagte Dankeschön an alle 
Aktiven im Kreisverband für 
das tolle Engagement zum 
Wohle der Mitglieder und der 
Polizei.�

<< Roland Hini, Sarah Leinert, Berthold Kibler, Ralf Kusterer, Tanja Hagel,  
Dr. Georg Laub und Manfred Prets (von links)
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Deutsche Polizeigewerkschaft in den Gremien 
des BBW Beamtenbund und Tarifunion
Daniel Jungwirth und Ralf Kusterer vertreten die Interessen der DPolG im 
Dachverband

<< DPolG-Landesvorsitzender  
Ralf Kusterer
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<< Stellvertretender Landesvorsit-
zender Daniel Jungwirth

<< ... zur Beförderung zum

Kriminalhauptkommissar 
Herr Thomas Raese, Heidenheim

Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft Baden-Württemberg 
(DPolG) ist die größte Fachge-
werkschaft innerhalb des BBW 
Beamtenbund und Tarifunion 
Baden-Württemberg. Die Grö-
ße einer Fachgewerkschaft 
drückt sich ferner in der Anzahl 
der Vertreter(innen) in den 
Gremien aus.

Schon beim Gewerkschaftstag 
im vergangenen Jahr stellte die 
DPolG die meisten Delegierten. 
Im Landeshauptvorstand sind 
es bereits elf Delegierte. Die 
Mitglieder des Landesvorstan-
des, oder diejenigen mit spezi-
ellen Funktionen innerhalb des 
Beamtenbundes, werden nicht 
angerechnet.

Seit Dezember 2017 steht der 
DPolG ein weiteres Mandat 
innerhalb des Landesvorstan-
des des BBW zu. Neben Ralf 
Kusterer, der seit 2007 die In-
teressen der DPolG im BBW-
Landesvorstand vertritt und 
seit 1999 dem BBW-Landes-

hauptvorstand angehört, 
wird zukünftig der stellvertre-
tende DPolG-Landesvorsit-
zende Daniel Jungwirth mit 
ihm dort die Interessen ver-
treten.

Daniel Jungwirth ist kein Neu-
ling auf der Ebene des Beam-
tenbundes. Während seiner 
mehr als 15-jährigen Jugend- 
und Nachwuchsarbeit hat er 
die DPolG-Nachwuchsorgani-
sation – die JUNGE POLIZEI – 
auch in den Gremien des Dach-
verbandes vertreten. Er 
verfügt auf Bundes- und Lan-
desebene über ein hervorra-
gendes Netzwerk, kennt die 
Spielregeln und weiß um die 
Themen, die nicht nur die Poli-
zei, sondern den öffentlichen 
Dienst insgesamt bewegen. 

Die Redaktion des Polizeispie-
gels wünscht Daniel Jung-
wirth für die Vertretung der 
DPolG-Interessen  
im BBW-Landesvorstand eine 
glückliche Hand.�
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4. dbb Forum 
Behindertenpolitik
Das 4. dbb Forum Behinderten-
politik fand am 16./17. April 
2018 im dbb forum berlin un-
ter dem Motto „Digitaler Wan-
del der Arbeitswelt: Chance 
und/oder Herausforderung für 
Menschen mit Behinderung. 
Alle an Bord?“ statt. Es be-
schäftigte sich mit den Heraus-
forderungen und Chancen der 
digitalen Arbeitswelt. Aktuelle 
Belange der Menschen mit Be-

hinderung und aktuelle Recht-
sprechung zum Schwerbehin-
dertenrecht, vorgetragen von 
herausragenden Juristen, stan-
den auf dem Programm. Ein 
Schmankerl war dabei der Akti-
vist Raúl Krauthausen (Sozial-
helden e. V.). Allein dieser Vor-
trag war die Reise wert. Ein 
Blick ins Internet lohnt: 
https://sozialhelden.de/blog/
team/raul/. �

<< Frank Richter, Vorsitzender der DPolG-Fachkommission Behindertenangele-
genheiten, Sarah Leinert, Justiziarin und Geschäftsführerin der DPolG BW, 
Roger Hahn, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der Schwerbehinderten-
vertretungen bei den obersten Landesbehörden Baden-Württemberg, Ralf 
Kusterer, Landesvorsitzender der DPolG BW (von links)
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